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Vorwort

Zum 01.01.2005 wurden die Regelungen der früheren Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe für erwerbsfähige Hilfebedürftige zu einer ein-
heitlichen Grundsicherung für Arbeitsuchende zusammengeführt.
Diese ist im Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) verankert. Seit-
dem erhalten erwerbsfähige Personen und ihre Angehörigen Leis-
tungen auf Grundlage des SGB II, sofern sie ihren Lebensunterhalt
aufgrund von Arbeitslosigkeit oder unzureichendem Erwerbsein-
kommen weder aus eigenen Mitteln noch durch Unterstützung Drit-
ter bestreiten können.

Das SGB II war Teil eines umfassenden Gesetzespakets zur Verbesse-
rung der Arbeitsmarktsituation. Es wurde als Artikel 1 des „Vierten
Gesetzes für moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“ verab-
schiedet. Die inhaltlichen Grundlagen dafür erarbeitete eine Ar-
beitsgruppe unter der Leitung von Peter Hartz. Umgangssprachlich
setzte sich für das SGB II und die damit verbundenen Leistungen der
Begriff „Hartz IV“ durch.

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II war seit ih-
rer Einführung im Jahr 2005 stets Gegenstand intensiver politischer
und gesellschaftlicher Debatten. Die mit den sogenannten Hartz IV
Reformen verfolgte Leitidee des „Förderns und Forderns“ wurde
vielfach als zu stark sanktionsorientiert kritisiert, zugleich aber als
notwendiges Instrument zur Aktivierung Erwerbsloser verteidigt. Vor
diesem Hintergrund leitete die seit Ende 2021 amtierende Ampelko-
alition mit dem Bürgergeldgesetz einen erneuten Reformversuch ein,
der einen Paradigmenwechsel markieren sollte: Motivation, Vertrau-
en und Qualifizierung sollten gegenüber repressiven Steuerungsin-
strumenten stärker in den Vordergrund treten. Der wertschätzendere
Umgang mit Leistungsberechtigten, die Stärkung sozialer Teilhabe
sowie nachhaltige Integrationschancen auf dem Arbeitsmarkt bilde-
ten zentrale Zielsetzungen des Bürgergeldes. Das Gesetz wurde am
01.01.2023 verkündet und trat – nach einer Übergangsphase – am
01.07.2023 vollständig in Kraft.

Ob das Bürgergeld tatsächlich einen grundlegenden Systemwechsel
darstellte oder lediglich eine modifizierte Fortführung von Hartz IV
war, blieb von Beginn an umstritten. Bereits 2024 kam es, auch unter
dem Eindruck angespannter Haushaltslagen und eines sich verän-
dernden Arbeitsmarktes, zu einer erneuten Verschärfung der Mit-
wirkungsregelungen. Mit dem Zweiten Haushaltsfinanzierungsge-
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setz 2024 erhielten Jobcenter die Möglichkeit, bei beharrlicher Ar-
beitsverweigerung Leistungen zeitweise vollständig zu entziehen;
diese Regelungen traten am 28.03.2024 in Kraft. Auch im vorgezo-
genen Bundestagswahlkampf im Februar 2025 nahm die Kritik am
Bürgergeld breiten Raum ein und mündete in Forderungen nach ei-
ner grundlegenden Neuausrichtung der Grundsicherung.

Diese Neuausrichtung erfolgte schließlich mit dem Dreizehnten Ge-
setz zur Änderung des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch und anderer
Gesetze, das im April 2026 verkündet wurde und im Wesentlichen
zum 01.07.2026 in Kraft tritt. Die Reform versteht sich als „Nach-
schärfung“ und Umgestaltung des Bürgergeldes hin zu einer stärker
aktivierenden Grundsicherung. Leitend ist eine erneute Schwer-
punktverlagerung zugunsten von Vermittlung in Arbeit, klareren
Mitwirkungspflichten und durchsetzbaren Rechtsfolgen. Der Gesetz-
geber betont dabei das Ziel, das Gleichgewicht zwischen Solidarität
und Eigenverantwortung neu auszubalancieren und die Integrati-
onsleistung der Jobcenter zu stärken.

Konkret werden zentrale Regelungen des Bürgergeldes zurückge-
nommen oder modifiziert: Die unmittelbare Vermittlung in Ausbil-
dung oder Erwerbsarbeit erhält wieder ausdrücklichen Vorrang, Ver-
mögens- und Karenzregelungen werden eingeschränkt, und das
Sanktionsrecht wird neu strukturiert. Zugleich werden Mitwirkungs-,
Melde- und Erreichbarkeitspflichten präzisiert und Kontrollmöglich-
keiten gegenüber Leistungsmissbrauch ausgeweitet. Flankiert wer-
den diese Verschärfungen durch Maßnahmen zur besseren individu-
ellen Unterstützung, insbesondere für Langzeitleistungsbeziehende.

Mit dem Inkrafttreten der Reform zum 01.07.2026 endet die kurze
Phase des Bürgergeldes in seiner ursprünglichen Konzeption.

Die Grundsicherung für Arbeitsuchende bleibt damit ein politisch
hoch dynamisches Regelungsfeld, das die Spannungen zwischen so-
zialer Absicherung, Aktivierung und fiskalischer Steuerung weiterhin
widerspiegelt und auch künftig Gegenstand rechtlicher und fachli-
cher Auseinandersetzungen sein wird. Umso hilfreicher ist eine Text-
ausgabe, die nicht nur die aktuellen gesetzlichen Bestimmungen
enthält, sondern auch eine praxisorientierte Einführung bietet, die
den Inhalt des Gesetzes verständlich zusammenfasst.

Thomas Knoche im Juni 2026
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Abkürzungen

Abs. Absatz
Az. Aktenzeichen
BA Bundesagentur für Arbeit
BAföG Bundesausbildungsförderungsgesetz
BGBl. Bundesgesetzblatt
BKGG Bundeskindergeldgesetz
BSG Bundessozialgericht
BT-Drucks. Drucksache des Bundestags
BVerfG Bundesverfassungsgericht
ff. fortfolgende (Seiten)
GrusiGV Grundsicherungsgeld-Verordnung
KdU Kosten der Unterkunft
mtl. monatlich
RB Regelbedarf
RBEG Regelbedarfsermittlungsgesetz
RBS Regelbedarfsstufe
RBSFV Regelbedarfsstufen-Fortschreibungsverordnung
SGB I Sozialgesetzbuch – Zweites Buch

(Allgemeine Vorschriften)
SGB II Sozialgesetzbuch – Zweites Buch

(Grundsicherung für Arbeitsuchende)
SGB III Sozialgesetzbuch – Drittes Buch

(Arbeitsförderung)
SGB V Sozialgesetzbuch – Fünftes Buch

(Gesetzliche Krankenversicherung)
SGB VI Sozialgesetzbuch – Sechstes Buch

(Gesetzliche Rentenversicherung)
SGB X Sozialgesetzbuch – Zehntes Buch

(Verwaltungsverfahren und Datenschutz)
SGB XII Sozialgesetzbuch – Zwölftes Buch

(Sozialhilfe)
SGB XIV Sozialgesetzbuch – Vierzehntes Buch

(Soziales Entschädigungsrecht)
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Übersicht zu den Leistungsgrundsätzen des SGB II

Seit 01.01.2005 erhalten alle bedürftigen Erwerbsfähigen und ihre
Angehörigen Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch
(SGB II); wer Leistungsberechtigter ist, ist in Kapitel 2 beschrieben.

Diese Grundsicherung für Arbeitsuchende soll es Leistungsberechtig-
ten ermöglichen, ein Leben zu führen, das der Würde des Menschen
entspricht.

Es gilt der Grundsatz des Forderns (§2 SGB II) und Förderns (§14 SGB II):

& Gefordert wird von den Leistungsberechtigten und von den mit
ihnen zusammenlebenden Personen, dass sie selber aktiv werden,
um ihre Hilfebedürftigkeit zu verringern oder zu beenden. Bei-
spiele sind die Bereitschaft, bei der Erstellung eines Kooperations-
plans mitzuarbeiten oder die Inanspruchnahme vorrangiger Leis-
tungen. Tun sie das nicht, kann dieser Verstoß gegen die
Mitwirkungspflichten Konsequenzen haben (siehe dazu Kapitel 5).

& Die Träger der Leistungen nach diesem Buch unterstützen erwerbs-
fähige Leistungsberechtigte umfassend und nachhaltig mit dem
Ziel der Eingliederung in Arbeit und Überwindung der Hilfebe-
dürftigkeit. Dies gilt sowohl für arbeitslose als auch für nicht ar-
beitslose erwerbsfähige Leistungsberechtigte. Ziel ist es, die Hilfe-
bedürftigkeit der betroffenen Personen zu beenden oder
zumindest zu verringern – insbesondere durch Beratungsleistun-
gen, Leistungen zur Eingliederung in Arbeit sowie durch finanzielle
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts (siehe dazu aus-
führlich Kapitel 3 und 4).

Beratungsleistungen

In §14 Abs. 2 SGB II wird die eigenständige Funktion der Beratung als
Unterstützungsleistung für die Leistungsberechtigten und deren Er-
reichung der Ziele des SGB II, bzw. einzelne Fortschritte in diese Rich-
tung, klargestellt.

Die Berater der Jobcenter sollen Auskunft geben

& über die Berechnung der Leistungen zur Sicherung des Lebensun-
terhalts,

& zu den anderen möglichen Eingliederungsleistungen sowie

& zur Möglichkeit der Inanspruchnahme von Leistungen anderer Träger.

1
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Die Jobcenter sollen bei der Gestaltung ihres Beratungskonzepts auch
Beratungsleistungen berücksichtigen, die die Leistungsberechtigten
von den Agenturen für Arbeit nach dem Dritten Buch Sozialgesetz-
buch (SGB III) erhalten. Die Jobcenter werden zugleich verpflichtet,
bei der Wahrnehmung ihres Beratungsauftrags eng mit den für die
Arbeitsförderung zuständigen Dienststellen der Bundesagentur für
Arbeit zusammenzuarbeiten. Dies gilt insbesondere für:

& Berufsberatung, einschließlich einer Weiterbildungsberatung
(§§29 ff. SGB III)

& Eignungsfeststellung (§32 SGB III)
& Berufsorientierung (§33 SGB III)

Leistungen zur Eingliederung in Arbeit

Bei der Beantragung von Leistungen sollen vom Jobcenter unver-
züglich Leistungen zur Eingliederung in Arbeit erbracht werden (§3
Abs. 2 SGB II). Es soll also ein „Sofortangebot“ unterbreitet werden,
um den Betroffenen unverzüglich in Arbeit oder bei fehlendem Be-
rufsabschluss in Ausbildung zu vermitteln.

Dafür soll es für jeden Leistungsberechtigten einen persönlichen An-
sprechpartner bei der Agentur für Arbeit geben (§14 Abs. 3 SGB II).

Mit jedem Leistungsberechtigten wird ein Kooperationsplan (§15
SGB II) abgeschlossen, der ein persönliches Angebot zur Beratung,
Unterstützung oder Vermittlung enthalten muss.

Zur Erhaltung und Verbesserung der Erwerbsfähigkeit von Leistungs-
berechtigten müssen nicht nur arbeitsmarktbezogene Fördermaßnah-
men, sondern auch Leistungen anderer Träger berücksichtigt werden.
Dazu zählen insbesondere Präventions- und Gesundheitsleistungen,
medizinische Rehabilitation sowie Leistungen zur Teilhabe am Ar-
beitsleben. Hintergrund ist, dass viele erwerbsfähige Leistungsberech-
tigte gesundheitliche Einschränkungen haben, die eine nachhaltige
Arbeitsmarktintegration erschweren. Eine erfolgreiche Vermittlung in
Arbeit kann daher nur gelingen, wenn frühzeitig gesundheitlich sta-
bilisierende Maßnahmen eingeleitet werden. Jobcenter haben also
eine Schnittstellenfunktion, was eine engere Zusammenarbeit mit
Krankenkassen, Renten- und Unfallversicherungsträgern fördern soll.

Der Kooperationsplan soll der „rote Faden“ für die Arbeitssuche sein;
er wird gemeinschaftlich von Jobcenter-Beschäftigten und Grundsic-
herungs-Beziehenden erarbeitet und soll dann in verständlicher

Übersicht zu den Leistungsgrundsätzen des SGB II

1
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Sprache niedergeschrieben werden. Die Zusammenarbeit soll mit ei-
nem Verfahren zur Ermittlung der Kompetenzen des Hilfesuchenden
beginnen (Potenzialanalyse). Das erste Gespräch zur Erstellung der
Potenzialanalyse und des Kooperationsplans findet persönlich im
Jobcenter statt. Hiervon kann nur in begründeten Ausnahmefällen
abgewichen werden.

Bei der Erstellung und Fortschreibung des Kooperationsplans sind die
besonderen Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen aus-
drücklich zu berücksichtigen.

Das für Konfliktfälle im Zusammenhang mit der Erstellung, Durchfüh-
rung oder Fortschreibung eines Kooperationsplans mit demBürgergeld
eingeführte Schlichtungsverfahren wird zum 01.07.2026 gestrichen.
Stattdessen regelt §15a SGB II künftig, dass Mitwirkungspflichten bei
Bedarf verbindlich durch Verwaltungsakt festgelegt werden können.
Dies betrifft insbesondere Eigenbemühungen, die Aufnahme einer zu-
mutbaren Arbeit oder Ausbildung sowie die Teilnahme an Eingliede-
rungsmaßnahmen oder Integrations- und Berufssprachkursen.

Als Eingliederungsleistung stehen – je nach Vorliegen der Vorausset-
zungen – zur Verfügung:
& Leistungen nach dem SGB III (u. a. Berufsberatung, Arbeits- und

Ausbildungsvermittlung, Berufsausbildung, Aktivierung und be-
rufliche Eingliederung, siehe Katalog in §16 SGB II)

& Einstiegsgeld (§16b SGB II)
& Eingliederung Selbstständiger (§16c SGB II)
& Arbeitsgelegenheiten (sog. Ein-Euro-Jobs) (§16d SGB II)
& Beschäftigungszuschuss zur Eingliederung von Langzeitleistungs-

beziehenden (§16e SGB II)
& Freie Förderung (§16f SGB II)
& Förderung bei Wegfall der Hilfebedürftigkeit (§16g SGB II)
& Förderung schwer zu erreichender junger Menschen (§16h SGB II)
& Lohnkostenzuschuss für einen „sehr arbeitsmarktfernen“ Perso-

nenkreis (§16i SGB II)
& Coaching (sog. ganzheitliche Betreuung), um Leistungsberechtige

für eine Ausbildung oder Beschäftigung zu befähigen (§16k SGB II)
Kommunale Leistungen können darüber hinaus sein (§16a SGB II):

& Betreuung minderjähriger/behinderter Kinder
& häusliche Pflege von Angehörigen

3bersicht zu den Leistungsgrunds-tzen des SGB II
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& Schuldnerberatung
& psychosoziale Betreuung
& Suchtberatung.

Neu seit 01.01.2025:AufgabenübertragungandieAgentur für Arbeit

Die Beratungs-, Bewilligungs- und Finanzierungszuständigkeit für die
Förderung der beruflichen Weiterbildung von erwerbsfähigen Leis-
tungsberechtigten istmitWirkung zum01.01.2025 vonden Jobcentern
auf die Agenturen für Arbeit übergegangen, d. h. es hat eine Ver-
schiebung der Zuständigkeitenzwischen der Bundesagentur für Arbeit
(Arbeitsagentur) und den Jobcentern stattgefunden. Die Jobcenter
sind zwar weiterhin die erste Anlaufstelle für die Identifizierung von
Weiterbildungsbedarf und Integrationsmaßnahmen, die eigentliche
Beratung, Bewilligung und Finanzierung von Weiterbildungs- und
Rehabilitationsmaßnahmen erfolgt jedoch durch die Agenturen für
Arbeit. Mit dieser Verschiebung sollen die Abläufe effizienter gestaltet
und eine klare Aufgabenteilung geschaffen werden, um den Leis-
tungsberechtigten eine fundierte und auf ihre individuellen Bedürf-
nisse zugeschnittene Beratung zu bieten.

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts

Die finanzielle Grundsicherung teilt sich in folgende Leistungsberei-
che auf:

& Grundsicherungsgeld für erwerbsfähige Leistungsberechtigte
& Grundsicherungsgeld für nicht erwerbsfähige Leistungsberechtig-

te, die mit dem Erwerbsfähigen in einer Bedarfsgemeinschaft leben
& Mehrbedarfe
& Einmalbedarfe
& Sonderbedarfe
& Leistungen zur Bildung und Teilhabe (Bildungspaket)
& Kosten und Unterkunft für Leistungsberechtigte (KdU)
& Abweichende Leistungserbringung, dazu gehören

– Leistungen bei medizinischer Rehabilitation aus der Rentenversi-
cherung und bei Anspruch auf Verletztengeld nach der Unfall-
versicherung,

– Zuschuss zu Versicherungsbeiträgen

– Leistungen für Auszubildende

Übersicht zu den Leistungsgrundsätzen des SGB II
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Diese Leistungen stehen unter dem Vorbehalt der Anrechnung von
Einkommen und Vermögen (siehe dazu Kapitel 2).

Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts sind in Kapitel 3 aus-
führlich beschrieben. Zu den Existenzsicherungsleistungen gehören
auch die Kosten für das Wohnen; sie sind in Kapitel 4 beschrieben.

3bersicht zu den Leistungsgrunds-tzen des SGB II
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